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Auftrag Fraktion FDP.Die Liberalen 
Photovoltaik-Zubau in kommunalen Schutzzonen deblockieren 

Die Regierung wird beauftragt, eine Vorlage zur Anpassung der kantonalen Rechtsgrundlagen aus­ 
zuarbeiten, damit künftig für die Erstellung von PV-Anlagen innerhalb kommunaler Schutzzonen, 
insbesondere innerhalb der Ortsbildschutzzonen, statt Baubewilligungs- nur noch Meldeverfahren 
nötig sind. Zur Unterstützung der Gemeinden ist ein entsprechender Leitfaden bereitzustellen. 

Begründung 

Für die FDP-Fraktion sind der Ausbau der erneuerbaren Energien und die Deblockierung der Ver­ 
fahren entscheidend, um die klima- und energiepolitischen Ziele zu erreichen. Deswegen soll kan­ 
tonal der Weg geebnet werden, dass der Zu bau von PV-Anlagen innerhalb der kommunalen 
Schutzzonen, insbesondere der Ortsbildschutzzone, im Meldeverfahren möglich ist. Die Umset­ 
zung soll in Anlehnung an das Raumplanungsgesetz (RPG) und die Raumplanungsverordnung 
(RPV) erfolgen, namentlich an die Bestimmungen in Art. 18a RPG und Art. 32a RPV. Mit der Mel­ 
depflicht können die Verfahren beschleunigt und die Prozesseffizienz hergestellt werden. Das Po­ 
tenzial der Dächer in den Ortsbildschutzzonen kann zur Energiegewinnung ausgeschöpft werden. 

In den Gemeinden haben die Baugesuche für PV-Anlagen in Schutzzonen und auf Schutzobjekten 
zugenommen. Damit wachsen die Anforderungen an die kommunalen Behörden, welche die Gesu­ 
che behandeln. Betreffen PV-Anlagen weder national noch kantonal geschützte Objekte oder Orts­ 
bilder, fällen die Gemeinden den Bauentscheid autonom. In der Praxis tun sich viele Gemeinden in 
der Umsetzung schwer. Teils verhindern bestehende kommunale Zonenreglemente die Erstellung 
von PV-Anlagen innerhalb der Ortsbildschutzzonen. Vermehrt gelangen aber auch Baugesuche 
zur Beurteilung an die Fachstelle Heimatschutz des Kantons, obwohl die Gemeinden darüber ab­ 
schliessend entscheiden könnten. Diese Entwicklung bestätigt auch Sacha Peter, Leiter des Amtes 
für Raumplanung (ARP). Das Vorgehen führt zu Verzögerung im Baubewilligungsprozess und zu 
Unsicherheiten in der Planung. 

Eine gute Integration der Solaranlagen ins Ortsbild bleibt ein wichtiges Anliegen. Gleichzeitig soll 
deshalb mit dem Auftrag ein Leitfaden erarbeitet werden, der die Gemeinden in der Umsetzung un­ 
terstützt und Sicherheit schafft. Unter den Gesichtspunkten der Praxisnähe und der Akzeptanz soll 
die Erarbeitung in Zusammenarbeit mit dem ARP und dem Verband der Solothurner Einwohnerge­ 
meinden (VSEG) erfolgen. 
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